
denen Entscheidung verneint hat, schließt das Verbot der doppelten Strafverfol­
gung grundsätzlich aus, daß noch einmal ein Gericht oder die Staatsanwaltschaft 
oder ein Untersuchungsorgan wegen derselben Handlung strafverfolgend Vorgehen 
darf. (Andere Staatsorgane sind nicht befugt, einen Bürger zur strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit heranzuziehen.)

Die Kassation oder die gerichtliche Wiederaufnahme des Verfahrens beseitigen 
die vorausgegangene, das Verfahren rechtskräftig abschließende gerichtliche Ent­
scheidung. Sie werden durch das Verbot der doppelten Strafverfolgung nicht be­
rührt. Bei der Befreiung von den Folgen einer Fristversäumnis (§ 79 StPO) geht 
die Rechtskraft rückwirkend verloren. Der gleiche Grundgedanke gilt für die Be­
fugnis des Staatsanwalts, innerhalb von sechs Monaten nach der Entscheidung 
eines gesellschaftlichen Gerichts über eine Straftat Anklage zu erheben, und zwar, 
wenn neue Tatsachen bekannt geworden sind, aus denen sich eine erhebliche Ge­
sellschaftswidrigkeit oder eine Gesellschaftsgefährlichkeit der Straftat ergibt.

Die Ausschließlichkeitswirkung, die § 14 StPO konkretisiert, tritt nur ein, wenn 
ein Gericht der Deutschen Demokratischen Republik (aber kein ausländisches Ge­
richt) die erwähnten Entscheidungen erlassen hat (§ 80 Abs. 2 StGB).

Soweit eine gerichtliche Entscheidung Tatsachen feststellt, für die das Straf­
registergesetz eine Eintragungspflicht vorsieht, entsteht mit der Rechtskraft die­
ser gerichtlichen Entscheidung die Gewährleistungspflicht des Generalstaatsan­
walts zur strafregisterlichen Eintragung dieser Entscheidung. Solche eintragungs­
pflichtigen Tatsachen sind nicht nur die rechtskräftigen Erkenntnisse eines Gerichts 
über Maßnahmen strafrechtlicher Verantwortlichkeit, sondern z. B. auch die mit 
rechtskräftigem Gerichtsbeschluß erfolgte vorläufige oder endgültige Einstellung 
des Verfahrens.

8.2. Die Eröffnung des Hauptverfahrens erster Instanz 
und die Vorbereitung der Hauptverhandlung

8.2.1. Das Eröffnungsverfahren

Die Bedeutung des Eröffnungsverfahrens
Eine gerichtliche Hauptverhandlung darf aufgrund der Anklageerhebung nur statt­
finden, wenn folgende Bedingungen erfüllt sind :
— Gegen den Angeklagten muß ein vom Gericht festgestellter hinreichender Tat­

verdacht wegen der in der Anklage bezeichneten Straftat gegeben sein;
— es müssen die gesetzlichen Voraussetzungen der Strafverfolgung vorliegen;
— die Strafsache muß für die Übergabe an ein gesellschaftliches Gericht unge­

eignet sein;
— die zwingenden gesetzlichen Vorschriften über die Vorbereitung der Haupt­

verhandlung (z. B. Ladungsfristen, Ladungen) müssen eingehalten worden 
sein.
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